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^ i^ a s  L ä ß t  s i c h  t a i z l s c k a f t U c k  o e m  n e u e n  ^ a a z s t a i t i i  e t t o a z i e n ?

D r, Walther E . Schm itt, B a d  K reuznach:

Die Erwartungen der Saarbevölkerung

Man ist sich wohl allgemein 
darüber einig, daß Voraus

setzung und Ziel jeder neuen Saar
regelung die Verbesserung der 
jetzigen Lage des Saargebiets und 
seiner Bevölkerung sein muß. In 
diesem Sinne hat ja  auch der Bun
deskanzler nadi der Unterzeich
nung der Pariser Vereinbarungen 
betont, daß das künftige S tatut 
seiner Meinung nach Fortschritte 
für die Saar bringen werde. A ller
dings ist festzuhalten, daß diese 
„Saarpolitik des größtmöglichen 
Nutzens", um es einmal so zu for
mulieren, ihre Grenzen an gewis
sen Rediten der Gesamtheit fin
den muß. Diese Rechte werden dort 
am deutlichsten sichtbar,, wo die 
Frage gestellt wird, ob ein Teil
gebiet die Befugnis haben kann, 
selbständig über seine weitere Zu
gehörigkeit zum Ganzen zu ent
scheiden. Dieses in der Bundesre
publik ziemlidi einhellig abgelehnte 
„Redit auf Separation" ist jedodi 
keine Frage, die auf w irtsdiaft- 
lidiem  Gebiet eine Rolle spielt. Im 
Gegenteil zeigt es sich hier in 
jüngster Zeit, daß die wirtsdiaft- 
lichen W ünsdie des Saargebiets 
auf eine wenigstens teilweise W ie
deraufhebung der Separation vom 
übrigen Deutschland hinzielen. Da
her kann man die politisdi-staats- 
reditlidie Frage der Separation bei
seitelassen, um zunächst einmal zu 
untersuchen, w eldie Erwartungen 
und Forderungen die Saardeutschen 
m it der Vereinbarung eines neuen 
Saarstatuts in w irtsdiaftlidier Hin
sicht verbinden.

Die Frage: Was erw artet die Saar 
wirtschaftlidi von einem neuen 
Statut? kann audi umgekehrt for
m uliert werden. Sie lautet dann:

Welche Nachteile für die w irt
schaftliche Entwicklung des Saarge
biets haben sidi bei der bisherigen 
Regelung der in Konventionen ver
ankerten franco - saarländischen 
W irtsdiaftsunion ergeben, und in 
w eldier Riditung müssen die Ä n
derungen liegen? Bei der Suche 
nadi der Antwort stößt m an so
fort auf zwei Themen, die als 
Grundmelodie alle Äußerungen aus 
dem Saargebiet bestimmen. Sie 
lauten: Investitionen und Einfuhr
quoten.

Um die keineswegs einfadie wirt- 
sdiaftlidie Situation des Saarge
biets zu verstehen, muß man sidi 
einige Tatsachen der Nachkriegs
entwicklung vor Augen halten.

Da das Saargebiet als Repara
tionsobjekt Frankreichs diente, blieb 
es von Demontagen verschont und 
konnte — ähnlidi wie z. B. Bel
gien — in vollem Umfang an der 
N achkriegskonjunktur der Kohle- 
und Stahlw irtsdiaft teilnehmen. 
Der Bedarf an beiden Grundstoffen, 
die zugleich das Herz der Saar- 
w irtsdiaft bilden, w ar in den ersten 
N achkriegsjahren praktisd i unbe
schränkt, und so erlebte die Saar 
einen außerordentlich raschen wirt- 
sdiaftlichen W iederaufstieg. Der 
Fehlschluß jedodi, der teilweise aus 
politischen Gründen daraus gezo
gen wurde, lautete, daß diese Blüte 
das Ergebnis der W irtsdiaftsunion 
mit Frankreidi sei. Heute beginnt 
man nun diesen Irrtum  einzusehen. 
Man hat inzwisdien erkannt, daß 
die erste Nachkriegskonjunktur 
ebenso wie der darauffolgende 
Korea-Boom das Ergebnis beson
derer Umstände waren, die über 
die Vor- oder N aditeile der Union 
mit F rankreidi nichts aussagten.

Die falsche Einschätzung der w irt
schaftlichen Zusammenhänge ver
lockte die politisch verantwortlichen 
Kreise an der Saar jedodi zu wei
teren sdiwerwiegenden Fehlern. 
Man sdienkte der M odernisierung 
und dem A usbau der vollbeschäftig
ten  Gruben und Hütten, die zu
dem unter französischer Zwangs
verw altung standen, wenig Beadi
tung und bem ühte sich statt dessen 
um eine freundliche Fassade sozi
aler W ohlhabenheit in dem vom 
übrigen Deutsdiland getrennten Ge
biet. Eine besondere Rolle spielte 
dabei der stark  vorangetriebene 
W ohnungsbau. Heute muß man je 
dodi erkennen, daß man die Sozial
leistungen im  bisherigen Umfang 
kaum m ehr weiterführen kann und 
daß zudem der aufgeblähten Bau
wirtschaft in 2 bis 3 Jahren, wenn 
der Nachholbedarf befriedigt sein 
wird, eine gefährliche Krise droht. 
Da die Bauwirtsdiaft jedodi in
zwisdien zu einer w esentlidien 
Stütze der Konjunktur und der 
Vollbesdiäftigung geworden ist, 
droht damit zugleidi ein ernsthafter 
Rückschlag auf dem Arbeitsmarkt.

Die weit größere Sorge im Saar
gebiet betrifft jedodi die Zukunft 
der Gruben und Hütten. Die jah re
lange Vernadilässigung des In
vestitionsproblems auf diesen Sek
toren wurde bereits erwähnt. Sie 
hatte verschiedene Gründe. Am 
deutlichsten wird die Lage aber 
durdi einen Vergleidi mit der Ent
wicklung der französischen Montan
industrie. W ährend die Saargruben 
und -hütten auf Hoditouren pro
duzierten und die Anlagen dabei 
häufig überbeansprucht wurden, be
gann Frankreich mit der Durdi- 
führung seines ersten großen Pla
nes zur M odernisierung und Ver
größerung der Kohlen- und Stahl-

A lle in der Abteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von Per
sönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik und von in- und ausländischen Mitarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahme der Redaktion und sind keine offiziösen Äußerungen der herausgebenden Institutionen.
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industrie. Von 1947 — 1952 in
vestierte es im Zeichen dieses 
ersten Monnet-Plans rund 600 Mrd. 
ffrs im Bergbau und der eisen
schaffenden Industrie. Dabei hat es 
seine Steinkohlenförderung von
46,5 Mill. t  im Jahr 1938 auf 55,6 
Mill. t 1952 erhöht, seine Rohstahl
gewinnung von 6,2 Mill. t  auf
10.8 Mill. t. Die Gesamtinvestitio
nen in der saarländischen M ontan
industrie betrugen dagegen in der 
gleichen Zeit nur rund 60 Mrd. 
ffrs, d. h. 10 Vo der französisdien 
Investitionen, obwohl die Produk
tion der saarländischen Gruben und 
H ütten zwischen einem Drittel und 
einem Viertel der französischen — 
näm lidi 16,2 Mill. t  Kohle und
2.8 Mill. t  Stahl 1952 — liegt.

Die Frage liegt nahe, ob dieses
Benachteiligung bei den Investi
tionen m it der W irtsdiaftsunion 
zusammenhängt. Tatsächlich ist es 
so. Trotz der Union mit Frankreich 
wurde die Saar nicht am Monnet- 
plan beteiligt, der etwa zur Hälfte 
aus staatlichen M itteln finanziert 
wurde. Andererseits konnte natür
lich das kleine Saargebiet ent
sprechende Investitionssummen für 
seine m assierte Industrie nidit auf
bringen. Und dazu wurde die Saar 
von Paris auch noch bei der Zu
teilung der M arshallplangelder, mit 
denen Frankreich rund ein Drittel 
der Investitionen des ersten Mon- 
netplans finanzierte, in höchst un
fairer W eise übervorteilt.

W aren somit die öffentlichen 
Mittel, die für Investitionszwecke 
zur Verfügung standen, denkbar 
gering — die bereits erwähnten 
Fehler durch die übergroße A uswei
tung des W ohnungsbaus w irkten 
noch m it —, so konnten auch über 
den saarländischen Kapitalm arkt 
und die Selbstfinanzierung die not
wendigen Gelder nicht beschafft 
werden. Als besondere Benachtei
ligung sei h ier z. B. an den unre
alen Franc-Kurs erinnert, zu dem 
die Frankeneröffnungsbilanz von 
der Saarwirtschaft vorgenommen 
werden mußte — er betrug 1:80, 
w ährend 1:116 den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprochen hätte; 
ferner an den aus steuerlichen 
Gründen viel n iedriger als in Frank
reich angesetzten Aufstockungs- 
koeffizienten; an die Verpflichtung 
der saarländischen Sparkassen und

Kreditinstitute, ihre langfristigen 
Gelder in Paris anzulegen, wodurch 
dem saarländischen Kapitalm arkt 
z. Z. etwa 23 Mrd. ffrs entzogen 
sind, und vieles andere mehr. 
Schließlich ist auch die französische 
V erw altung der Saargruben und 
sequestrierten H üttenbetriebe zu 
nennen, der vielfach Fehldispositi
onen und fachliches Versagen zum 
Nachteil der Saarbetriebe nachge
wiesen werden konnten. Das Ergeb
nis aller dieser Einzelfaktoren aber 
ist heute, daß am gleichen Tag, 
an dem die Pariser Vereinbarung 
über das Saarstatut veröffentlicht 
wurde, in  einem A rtikel des saar
ländischen Regierungsorgans der 
außerordentliche Kapitalbedarf der 
Saar mit den dringlichsten W orten 
geschildert und allein für das kom
mende Jah r auf 57 Mrd, ffrs bezif
fert wurde. Nur um den Kohlenab
bau im bisherigen Umfang auf
rechterhalten zu können, seien in 
den nächsten 5 Jahren 20 Mrd. ffrs 
für Ersatzinvestitionen notwendig!

Doch nicht allein die Wirtschaft, 
auch der Saarstaat — um diesen 
an sich unzutreffenden Ausdruck 
einmal zu gebrauchen — ist auf 
finanzielle Hilfe angewiesen. Nach 
M itteilungen aus Saarbrücken wird 
nämlich das bis 1955 aufgelaufeiie 
Haushaltsdefizit, das man bisher 
m it nicht begebenen Anleihen pa
piermäßig „deckte", 24,6 Mrd. ffrs 
betragen.

Damit ist die Kapitalfrage Um
rissen. Die Saarindustrie braucht 
dringend Kapital — urid zwar nicht 
nur die Grundindustrie, sondern 
auch die w eiterverarbeitende Indu
strie, Handwerk und Handel —, 
wenn sie nicht bald von der modern 
ausgerüsteten französischen und vor 
allem der neuen lothringischen Kon
kurrenz durch Q ualität und Quan
titä t vom M arkt verdrängt wer
den will. Beim Kampf um die frem
den M ärkte und dem W ettbewerb 
innerhalb der M ontanunion spielt 
es außerdem eine entscheidende 
Rolle, daß die Saarwirtschaft unter 
dem überhöhten französischen Preis
niveau und dem unrealen Franc- 
Kurs zu leiden hat.

Das zweite große Anliegen des 
Saargebiets ist die seit Jahren ver
geblich geforderte wesentliche Er
höhung der Importquoten zum 
W arenbezug aus der Bundesrepu

blik. Der Bedarf der Saar bezieht 
sich dabei sowohl auf Konsumwaren 
wie auf A usrüstungsgüter für die 
Industrie. Da die Einfuhr von Kon
sumwaren aus W estdeutsdiland auf 
Grund der französischen Handels
restriktionen bisher völlig unzurei
chend war, k lagt die saarländische 
Geschäftswelt über die zuneh
mende Kundenabwanderung in  die 
benachbarten rheinisch-pfälzischen 
Städte. Ebenso w ird die Lage sehr 
gut durch die M itteilung gekenn
zeichnet, daß mit dem Tag der Be
kanntgabe des künftigen Statuts 
an der Saar „in Erwartung der 
billigen deutschen W aren" eine all
gemeine Käuferzurückhaltung zu 
beobachten war. Von dem aus
reichenden Bezug von Ausrüstuhgs- 
gütern und Ersatzteilen für den 
Maschinenpark' hängt daneben in 
weitem Maße die Inbetriebhaltung 
und M odernisierung der industriel
len Anlagen an der Saar ab, die 
fast ausschließlich deutscher Her
kunft sind. H ier gab es zu den
ken, daß in den zurückliegenden 
Jahren  gerade diesen Einfuhren 
von französisdier Seite besondere 
Schwierigkeiten gemacht wurden. 
Die Saar ihrerseits kann die Er
höhung der Importquoten auch aus 
finanziellen Gründen m it bestem 
Recht fordern, ist sie doch für 
Frankreich gerade auch im Han
delsverkehr mit der Bundesrepu
blik eine regelmäiSige Devisenbrin
gerin. 1953 erzielte die Saar gegen
über dem gesamten Zollausland ei
nen Ausfuhrüberschuß von 43,5 
Mrd. ffrs, und ihr Ausfuhrüber
schuß gegenüber der Bundesrepu
blik betrug im ersten H albjahr 1954 
fast 10 Mrd. ffrs. Die Forderungen 
der Saarwirtschaft bezüglich der 
westdeutschen Im portquoten be
tragen demgegenüber 7,5 Mrd. ffrs 
als Höchstbetrag pro H albjahr. Von 
Paris zugesagt w urden dagegen 
bei den letzten Verhandlungen nur 
1,25 Mrd. ffrs als halb jährlidie Zu
satzquote.

Die bisherigen Erörterungen ha
ben bereits gezeigt, daß das Saar
statut entscheidende Neuerungen 
bringen müßte, wenn es die Lage 
der Saar wirklich ändern soll.

Der Art. XI erklärt allgemein, 
daß die beiden Regierungen ge
meinsam alle Anstrengungen ma
chen werden, die notwendig sind.
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um der saarländischen W irtsdiaft 
Entwiddungsmöglidikeiten im w ei
testen  Umfang zu geben. Dazu w er
den dann im Art. XII Einzelheiten 
festgelegt, die sich jedoch bei 
näherem  Zusehen durchweg als 
Einschränkungen bzw. Schutzklau
seln zugunsten der bisherigen fran
zösischen Vorredite entpuppen. So 
wird gesagt, daß in wirtschaftlicher 
Hinsicht zwischen der Bundesrepu
blik  und der Saar „gleichartige Be
ziehungen" geschaffen werden sol
len, wie sie zwischen Frankreich 
und der Saar bestehen. Von fran
zösischer Seite wurde bereits dar
auf aufmerksam gemacht, daß 
„gleichartig" nicht „gleich" be
deute! Es wird ferner von einer 
„fortschreitenden" Erweiterung der 
Wirtschaftsbeziehungen Bundesre
publik—Saar gesprochen, was also 
ein etappenweises Vorgehen an
deutet, das sich u. U. sehr lange 
hinziehen kann. Diese Erweiterung 
darf außerdem w eder die franzö
sisch-saarländische Wirtschaftsunion 
noch die Durdiführung der franco- 
saarländisdien Konvention „in Ge
fahr bringen"; besonders darf auch 
die Errichtung einer Zollgrenze 
zwischen Frankreich und der Saar 
nicht notwendig werden. Ferner 
muß die etwaige Notwendigkeit, 
„bestimmte Zweige der Saarindu
strie  zu schützen", beachtet w er
den. Und endlich darf durch die 
N euregelung auch nicht die Zah
lungsbilanz zwischen dem Fran
kengebiet und der Bundesrepublik 
„schwer beeinträchtigt“ werden.

Die Bedeutung und Gefahr dieser 
französischen „Schutzklauseln" liegt 
v o r allem in ihrer beliebigen Aus
legungsfähigkeit, deren Möglich

keiten auch durch die bisherige 
französische W irtschaftspolitik an 
der Saar beleuchtet werden. Braucht 
man sich doch nur daran zu er
innern, wie bisher gegen jede Er
weiterung der westdeutschen Lie
ferungen in die Saar die Proteste 
besonders der lothringischen W irt
schaft, aber auch der Pariser Äm
ter kamen, daß dadurch ein „Loch 
im Osten" entstehe und eine Un
terw anderung des französischen 
Binnenmarktes mit deutschen W a
ren auf dem Wege über die Saar 
erfolge. W ann ist zudem die Zah
lungsbilanz „schwer beeinträchtigt", 
wann ist die W ährungsunion oder 
sogar die Konvention als gefährdet 
zu betrachten? Auf alle diese Fra
gen geben die Vereinbarungen 
keine Antwort, legen aber durch 
ihre Formulierung die Entschei
dungskraft durchweg einseitig in 
die Hand Frankreichs. Andererseits 
ist zu erw arten, daß ein derart 
neu bestätigtes Wirtschaftsregime 
Frankreichs an der Saar mit seinen 
vielfältigen Vorbehalten keinen 
Anreiz für ausländische Kapitalin
vestitionen bieten wird; hinter 
deutschen Kapitalbeteiligungen aber 
steht w iederum  die Bremse der 
„beeinträchtigten" Zahlungsbilanz. 
Im übrigen bleibt in dem Statut 
das Eigentum an den Saargruben 
unerw ähnt, während auf Grund der 
bisherigen Vorgänge die Zusage 
der Aufhebung der Sequesterver
w altungen nu r m it größtem Vor
behalt aufgenommen werden kann. 
Denn bisher w ar diese Aufhebung 
jew eils gleichbedeutend mit dem 
ganzen oder teilw eisen Übergang 
des betreffenden W erkes in fran
zösische Hände; das neueste Bei

spiel scheinen die Röchling-Werke 
in Völklingen werden zu sollen.

Abschließend muß man sagen, 
daß die bisherigen V ereinbarun
gen über das Saarstatut keine Ge
w ähr bieten, daß die wirtschaft
lichen Erwartungen der Saar erfüllt 
werden. Eine Änderung dieses Bil
des können nur die in Art. XII, 
D vorgesehenen Einzelabmachun
gen bringen, die unbedingt kon
kret und nicht in  Form von Hin
derungen und Bremsen, sondern 
von positiven Geboten gefaßt w er
den müssen, wenn sie von Nutzen 
sein sollen.

Darüber hinaus wird alles da
von abhängen, in  welchem Geist 
der französische V ertragspartner
die eingegangene Verpflichtung
ausführen wird, „die saarländische 
W irtschaft in weitestem  Umfang zu 
entwickeln". W ie wichtig diese prin- 
zipielle Frage ist, zeigt am besten 
die Praxis der sog. Liberalisierung 
des französischen Außenhandels
nach den W eisungen der OEEC. 
Auf dem Papier wurde er wohl 
nunmehr bis 68 "/o liberalisiert, be
kanntlich w urden aber gleichzeitig 
auf die meisten der liberalisierten 
W arenEinfuhrabgaben in Höhe von 
10— 15"/» gelegt, so daß praktisch 
alles beim alten blieb.

Sollte in dieser A rt auch die zu
gesagte Erweiterung der wirtschaft
lichen Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik und dem Saarge
biet gehandhabt werden, dann wäre 
das neue Saarstatut zwecklos und 
müßte nur zum Ausgangspunkt 
neuer Zwistigkeiten werden. Ist 
Frankreich dagegen wirklich zu 
einer vertrauensvollen wirtschaft
lichen Zusammenarbeit mit der Bun-

m
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desrepublik bereit, wie sie von 
MlEisterpräsident M endes - France 
offenbar gewünscht wird, und ver
schanzt es sich nicht w eiter hin
te r einer wirtschaftspolitischen M a
ginotlinie, dann w ird sich von Fall

zu Fall audi die Einigung über die 
w irtsdiaftlidien Saarfragen einstel
len. Verträge sind sdiließlidi im
mer nur Hilfsmittel, maßgebend ist 
der Geist, der sie anwendet und 
auslegt.

A lfred  Frisch, P aris:

Querschnitt durch die französischen Meinungen!
I n  einem Lande, das auf die lo- 
gisdie Schulung seines Geistes stolz 
ist, konnte die widersprudisvolle 
und voreilig erfundene Kennzeich
nung der deutsdi - französischen 
Säarlösung als „provisorisch end
gültig" nidit lange überzeugen. Man 
ist m ehr und m ehr der Meinung, 
daß es sich in W irklichkeit nur um 
ein weiteres Provisoriumj handelt, 
besonders da bei der cfegebenen 
internationalen Lage heute nur 
nodi kurzfristige Lösungen möglidi 
sind und die politisdie Konjunk
tu r sich sehr plötzlich in  unerw ar
te ter Form zu ändern vermag. 
Audi die Genugtuung, mit der das 
deutsdi - französische ' Saarabkom
men zunächst in Frankreich aufge
nommen wurde, wich inzwischen 
einer kritisdieren Beurteilung, mit 
der Feststellung, daß Deutschland 
nidit allein Zugeständnisse gemacht 
habe und sich die französisdie Stel
lung an der Saar nicht unwesent- 
lid i versdilechtert habe.

An die Stelle eines wirtsdiaft- 
lidien M aditanspruches tritt nun
mehr ein vertragliches Verhältnis. 
Bisher w ar die französisch-saar
ländische W irtschaftsunion eine Ge
gebenheit, die die saarländische 
Regierung ohne Diskussion hin
nehmen mußte. Nunmehr werden 
nur die Grundsätze dieser W irt
schaftsunion übernommen, als Rah
men für ein frei auszuhandelndes 
vertraglidies Verhältnis, dessen ge
naue Form vorläufig nicht voraus
zusagen ist. Diese Unbekannte 
beunruhigt die französischen Be- 
obaditer, wobei kauni parteimäßige 
Unterschiede festzustellen sind, 
hauptsächlich weil sich in jeder 
Partei nur wenige Sachverständige 
mit den Einzelheiten des Saarpro
blems ernstlidi befassen. Man rech
net für die kommenden Verhand
lungen mit der Saarregierung mit 
nidit geringen Schwierigkeiten und 
hält eine tatsächliche Begrenzung 
der französischen Redite und Mög

lichkeiten keineswegs für ausge- 
sdilossen. W eiterhin stellt sich die 
Frage nach der Rolle des europä
isdien Kommissars im Saargebiet. 
Zwar ist seine Zuständigkeit auf 
Außenpolitik und Verteidigung be
schränkt, ohne Zweifel greift je 
dodi die Außenpolitik audi auf die 
W irtschaftsbeziehungenmit der Um
welt über. Ganz allgemein ersetzt 
der neue Kommissar in m andier Be
ziehung den bisherigen franzö
sischen Botschafter in Saarbrücken, 
woraus sidi eine Verringerung des 
französisdien Einflusses, nicht zu
letzt auf wirtschaftlicher Ebene, er
gibt. Bedenklich stimmt darüber 
hinaus der sehr ungenaue Charak
ter der deutsdi-französischen Saar
vereinbarung, die nur die großen 
Züge des neuen Regimes festlegt 
und n id it zuletzt für die Rolle des 
europäisdien Kommissars w iditige 
Einzelheiten völlig offen läßt. Da 
das letzte W ort bei dem M inister
ra t der W esteuropäisdien Union 
liegt und dort die Entscheidung 
mit einfadier M ehrheit zu treffen 
ist, wird eine Benachteiligung Frank- 
reidis kurz- und besonders lang
fristig keineswegs als unmöglidi 
oder unwahrscheinlidi angesehen.

Zwisdien der w eiter bestehenden 
französisdi - saarländischen W irt
schaftsunion und der dem Saarge
biet gewährten internen Autonomie 
sieht man in Frankreich um so 
weniger einen Widerspruch, als die 
Saar bei dem gegebenen Statut in 
keiner W eise als souveräner Staat 
angesehen werden darf. Die Ein
schränkung der W irtsdiaftshoheit 
zugunsten französisdier Sonder
rechte liegt danach auf gleicher 
Ebene wie die Ausübung der diplo- 
m atisdien und militärischen Sou
veränität durch den europäisdien 
Kommissar. Allerdings ist m an sidi 
sehr wohl des W iderspruchs zwi
schen dem Fortbestand der Zoll- 
und W ährungsunion mit Frankreidi 
und der versprochenen Gleichstel

lung Deutsdilands im Saargebiet 
bewußt. Die V erw irklidiung des 
deutsdien Anspruchs gilt jedodi 
sehr k lar als zeitlidi n id it be
fristetes Fernziel. Außerdem han
delt es sidi nicht um eine rest
lose Gleichstellung, denn im Text 
heißt es lediglidi, man wolle „ähn- 
lidie Beziehungen" schaffen. Auf 
diese Nuance legt Frankreidi größ
ten W ert, ebenso auf die im Ab
kommen ebenfalls enthaltenen 
Schutzklauseln zugunsten der fran
zösisdi - saarländischen W ährungs
union und auch der Saarindustrie 
gegenüber der deutsdien Konkur
renz. Der Umfang der deutsdien 
Einfuhren nach dem Saargebiet 
kann immer w ieder aus Devisen
gründen in Frage gestellt werden. 
N idit weniger wichtig ist die Tat
sadie, daß die französisch - saar- 
ländisdie Zollunion uneingesdiränkt 
fortbesteht und eine zollmäßige 
Sonderbehandlung für deutsdie 
W aren im Saargebiet n id it in Frage 
kommt.

A udi soll sich nad i französisdier 
Überzeugung die wirtschaftliche 
Gleidistellung Deutsdilands im Saar
gebiet vorwiegend aus einer ge
meinsamen w irtsdiaftlidien Expan
sion ergeben. Es wird abgelehnt, 
zugunsten des deutsdien Einflusses 
z. B. die französische Ausfuhr nach 
dem Saargebiet einzusdiränken. 
Gelingt es jedodi, den Gesamtum
fang des deutsch - französischen 
W arenaustausches und der gemein
samen W irtschaftstätigkeit zu er
weitern, dann will m an auf dem 
Teilgebiet der Saar Deutsdiland 
entsprediend größeren Raum ge
währen. Praktisch besteht lang
fristig die Hoffnung, die Saar in 
einer größeren deutsdi - franzö
sisdien W irtschaftsgemeinschaft 
oder, soweit möglidi, in einer euro
päischen Föderation gewissermaßen 
aufgehen zu lassen. In einem der
artigen Klima würde die franzö- 
sisdi-saarländische W irtschaftsunion 
ständig an Bedeutung verlieren, 
während Deutschland zumindest 
w irtsdiaftlidi den Verlust des Saar
gebietes nicht m ehr empfände.

ü b e r  die Saargruben macht man 
sidi in F rankreidi keine besonderen 
Sorgen. Das Eigentum ging durdi 
die letzten französisch - saarlän
dischen Abkommen an die Saarre- . 
gierung über. Der deutsdi - fran-
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zösisdie V ertrag setzt grundsätzlicii 
der französisdi-saarländisdien Ver
waltungsgemeinschaft ein Ende zu
gunsten des Saargebiets. Paris bleibt 
aber fest davon überzeugt, daß 
aus rein wirtschaftlichen Zwedc- 
mäßigkeitserwägungen die Saarre
gierung Frankreich w eiterhin wenn 
n id it paritätisdi, so dodi in bedeu
tendem Umfange an der Verwaltung 
der Saargruben beteiligen wird. 
Die M arktverhältnisse für Kohle 
liegen heute in Europa ungünstig. 
Es ist für die Saar ein widitiges 
Aktivum zu wissen, daß ihre Kohle 
zu gleichen Bedingungen in Frank
reich abgesetzt w erden kann wie 
die Erzeugnisse der französischen 
Gruben. In Anbetracht der hohen 
Haldenbestände der französischen 
Gruben wäre es für die französische 
Regierung eine naheliegende Ver
suchung, für einige Zeit den eige
nen  Markt der Saarkohle teilweise 
zu verschließen. Gegen dieses Ri
siko will sich Saarbrücken selbst
verständlich durch eine geeignete 
Vereinbarung mit Frankreidi über 
die Verwaltung der Kohlengruben 
sidiem.

Absdiließend is t festzustellen, 
daß die ta tsädilid ien  Querverbin
dungen zwischen der französisdien 
und  der saarländischen W irtschaft 
ebenso wie die natürliche Hinnei
gung des Saargebiets nach Lothrin
gen von größerer Bedeutung sind 
als alle juristischen Bestimmungen 
und  infolgedessen bis auf w eiteres 
d ie  französisdi-saarländische W irt
schaftsunion ziemlich unverändert 
fortbestehen sollte.

Die Krise der Koalition

B esonders in den kontinentalen Staatssystemen ist der Begriff der 
Koalition zum immanenten Bestandteil der dem okratisdien Idee 

geworden. Im allgemeinen zwingt das Mehr-Parteien-System zur Koa
lition. Und auch dort, wo die Koalition n id it zwangsweise aus den 
M ehrheitsverhältnissen gefordert wird, w ie gegenw ärtig in der Bun
desrepublik, wird sie als Träger einer breiten Regierungsbasis gesdiätzt. 
W ir wissen, daß der Koalition bei knappen Regierungsmehrheiten die 
Sdiwädie plötzlidier und v ie lleid it oft unbesonnener Regierungskrisen 
innewohnt, wie uns das Beispiel der W eim arer Republik gezeigt hat und 
die gegenwärtigen Verhältnisse einer Reihe europäisdier Staaten noch 
zeigen. Der Koalition wohnt aber auch eine Stärke inne, die n id it zu 
untersdiätzen ist: sie zwingt das jeweilige Kabinett, in gewissem Sinne 
überparteilidi zu handeln, und sie zwingt die Regierungsmitglieder, sidi 
nicht als Parteifunktionäre zu betraditen.

Die gegenw ärtige Koalitionskrise der Bundesrepublik läßt zwar keine 
Regierungskrise erwarten, sie sollte aber trotzdem nicht leicht genom
men werden. Man kann den Koalitionsparteien nicht vorwerfen, daß sie 
bisher mit der Koalitionsfrage M ißbraudi getrieben hätten, um im 
Kabinett die Durdiführung ihrer eigenen Interessen zu erpressen, wobei 
es dahingestellt sei, ob aus echter Kompromißbereitschaft oder aus Er
kenntnis der Erfolglosigkeit. Die aktuelle Frage der Pariser V erträge 
und insbesondere des Saarabkommens sind zweifellos genügend schwer
wiegende Probleme, um die Koalitionsfrage zu reditfertigen. Der leiden
schaftliche Ernst der Problematik sollte auch von der tragenden Regie
rungspartei gewürdigt werden, selbst wenn sie keine Regierungskrise 
befürditen muß.

Die große Frage, die uns alle bewegt, ist, ob das gegenwärtige Saar
abkommen ■— wie es dem W ortlaut nach behauptet — tatsächlich in 
politischer w ie in wirtsdiaftlicher H insidit ein Provisorium darstellt 
oder ob es nicht in vielen Punkten eine Entwicklung vorzeidinet, die von 
uns keinesfalls gewünscht wird. Zweifellos wird vieles darauf ankommen, 
w ie dieser Rahm envertrag in seinen detaillierten Abmadiungen kon
kretisiert wird. Es w äre aber beruhigender, wenn sowohl in politischer 
w ie in wirtschaftlicher Hinsicht trotz aller internationalen Verflochten
heit das Saargebiet audi von Frankreich im Prinzip als Bestandteil des 
deutschen Staates selbst in diesem Provisorium anerkannt würde. Eine 
einigerm aßen befriedigende Klärung in diesem Punkte würde die große 
V erantwortung wesentlich mildern, die das Parlam ent mit der Ratifi
zierung der V erträge übernimmt, zumal ja  das deutsche Grundgesetz 
keine M öglidikeit eines direkten Referendums vorsieht. (sk)

i
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Möglichkeiten des deutschen Exports
A m  9. November fa n d  im  Übersee-Club in  H amburg eine Vortragsveranstaltung statt, a u f  der 
Dr. TV. V . Golowatscheff, Leiter der Forschungsstelle Weltwirtschaftskonjunktur, und Dr. H. v. d. 
Decken, Leiter der Forschungsstelle Agrarwirtschafl, beide im  Hamburgischen fVelt-fVirt- 
schafis-Archiv, über die Möglichkeiten des deutschen Exports sprachen, vornehmlich des Exports 
nach Lateinam erika und Ostasien. W ir veröffentlichen nachstehend die wesentlichen Gedanken
gänge beider Vorträge sowie die wichtigsten Punkte aus der anschließenden Diskussion.

R e fe r e n t!  D r. W . v . G o lo w a tsch e ff

Exportmöglichkeiten
D a s  Interesse des Kaufmanns an 
seinen ausländischen Absatzmärk
ten  ist zweifadier Art; er muß ein
m al „strukturelle" Marktforschung 
betreiben, um sidi für seine lang
fristig  wirksamen Dispositionen, in 
ers te r Linie Investitionsvorhaben, 
die notwendigen Unterlagen zu be-

und Weltkonjunktur
schaffen, und er muß zum anderen 
über kurzfristige, konjunkturelle 
Entwicklungstendenzen sich unter
richten, um A nhaltspunkte für seine 
ebenfalls kurzfristigen Ein- und 
Verkaufsdispositionen zu gewinnen. 
H ier soll versudit werden, etwas 
über die Aussichten des deutsdien

Exports, speziellnach Lateinamerika 
und Ostasien, während der näch
sten M onate oder hödistens des 
nächsten Jahres auszusagen.

Weltwirtschaftliche Entwicklung 
Die Entwicklung in einem ein

zelnen Land oder einer einzelnen 
Brandie muß unbedingt im Gesamt
zusammenhang der weltwirtschaft
lichen Verflechtung betrachtet w er
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